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Die Bundesnetzagentur hat einen Entwurf eines Positionspapiers zu den rechtlichen und metho-

dischen Anforderungen an die Anträge auf Bundesfachplanung nach § 6 NABEG vorgelegt und 

auf der Methodenkonferenz am 3. März 2016 in Bonn der Öffentlichkeit vorgestellt. Mit dem Posi-

tionspapier will die Bundesnetzagentur Hilfestellungen und Hinweise vermitteln, wie Vorhabens-

träger ihre Anträge angesichts des Erdkabelvorrangs gestalten sollten. 

 

Zum Entwurf des Positionspapiers können Stellungnahmen abgegeben werden. Angesichts der 

sehr großen Betroffenheit des Schutzgutes Boden bei der Erdverkabelung nimmt der Bundes-

verband Boden die Gelegenheit zur Stellungnahme gerne wahr. 

 

 

1. Inhaltliche Tiefe des Positionspapiers 

Das Positionspapier bewegt sich insgesamt auf einem sehr abstrakten Niveau. Das von der 

Bundesnetzagentur angestrebte Ziel, den Vorhabensträgern ermessensleitende Hilfestellungen 

für die Antragsunterlagen mit dem Positionspapier an die Hand zugeben, wird nicht erreicht. 

 

Angesichts der besonderen Betroffenheit des Schutzgutes Boden sollte die Bundesnetzagentur  

fachliche Anforderungen an die Erfassung und Bewertung des Schutzgutes Boden, an die Beur-

teilung der vorhabensbezogenen Wirkungen, an die Darlegung geeigneter und erforderlicher 

Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sowie an die anschließende Konfliktanalyse formu-

lieren. 
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Diese Präzisierung bodenschutzrechtlicher und -fachlicher Anforderungen an die Bundesfach-

planung von Erdkabelprojekten ist aus Sicht des Bundesverbandes Boden dringend geboten, 

weil bisherige Antragsunterlagen regelmäßig erhebliche Defizite bei der fachgerechten Beurtei-

lung der Wirkungen auf das Schutzgut Boden aufweisen.  

 

Die Defizite treten beispielsweise regelhaft bei der Beurteilung der Verdichtungsempfindlichkeit 

von Böden auf. In der Folge werden Wirkungen falsch eingeschätzt und im nicht ausreichenden 

Umfang erforderliche Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen festgelegt. 

 

Im Rahmen der Bundesfachplanung müssen zwingend die Raumwiderstände, die sich durch die 

besondere Betroffenheit des Schutzgutes Boden ergeben, fachgerecht erfasst und bewertet wer-

den, um abwägungsfehlerfrei einen raumverträglichen Korridor und in Frage kommende Alterna-

tiven für ein HGÜ-Erdkabel-Vorhaben ermitteln zu können. Andernfalls droht im nachgeordneten 

Planfeststellungsverfahren die verfahrensrechtliche Unsicherheit, ob im festgelegten Trassenkor-

ridor überhaupt eine umweltverträgliche Trasse ermittelt werden kann. 

 

 

2. Bodenschutzrechtliche und -fachliche Anforderungen an die Erdverkabelung 

Die Bundesfachplanung hat die Zielsetzungen und materiellen Anforderungen des Bodenschut-

zes bei der Auswahl von Trassenkorridoren und deren Alternativen zu berücksichtigen. 

 

2.1 Rechtsgrundlagen 

Nach § 1 BBodSchG sind die Funktionen des Bodens zu sichern oder wiederherzustellen. Hierzu 

sind schädliche Bodenveränderungen abzuwehren und Vorsorge gegen nachteilige Einwirkun-

gen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner 

natürlichen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit 

wie möglich vermieden werden. 

 

§ 4 Absatz 1 BBodSchG verpflichtet jeden, der auf den Boden einwirkt, sich so zu verhalten, 

dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. 

 

Der vorsorgende und vermeidende Anspruch des Bodenschutzes wird in § 7 BBodSchG unter-

strichen. Jeder, der Verrichtungen auf einem Grundstück durchführt oder durchführen lässt, die 

zu Veränderungen der Bodenbeschaffenheit führen können, ist verpflichtet, Vorsorge gegen das 

Entstehen schädlicher Bodenveränderungen zu treffen. Vorsorgemaßnahmen sind geboten, 

wenn wegen der räumlichen, langfristigen oder komplexen Auswirkungen einer Nutzung auf die 

Bodenfunktionen die Besorgnis einer schädlichen Bodenveränderung besteht. 

 

Die Bundesnetzagentur als zuständige Behörde für die Bundesfachplanung kann nach § 10 Abs. 

1 BBodSchG die notwendigen Maßnahmen treffen, damit die aus dem Vorsorgeanspruch gege-

benen Pflichten erfüllt werden. 

 

Der Grundsatz „Vermeidung geht vor Sanierung“ ist u. a. auch im Bundesnaturschutzgesetz ver-

ankert. Nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 BNatSchG sind Naturgüter, die sich nicht erneuern (wie der Bo-

den), sparsam und schonend zu nutzen. § 1 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG hebt hervor, dass Böden so 
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zu erhalten sind, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen können. § 13 BNatSchG formu-

liert den Grundsatz, dass erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft vom Verur-

sacher vorrangig zu vermeiden sind. 

 

Angesichts des Vorsorgeanspruchs des Bodenschutzrechts im Speziellen und des Umwelt-

schutzrechts im Allgemeinen muss die Bundesfachplanung die Betroffenheit der Böden im an-

gemessenen Umfang und ausreichender inhaltlicher Tiefe erfassen und bewerten. Dazu bedarf 

es fachlicher Leitplanken, damit die Vorhabensträger dem Vorsorgeanspruch in den Antragsun-

terlagen entsprechen.  

 

Wie unter Punkt 1 bereits ausgeführt, empfiehlt der Bundesverband Boden, dass die Bundes-

netzagentur als zuständige Behörde bodenschutzfachliche Anforderungen an die Bundesfach-

planung formuliert. Andernfalls besteht die Gefahr, dass Antragsunterlagen regelhaft unpräzise 

oder sogar ungenügend im Hinblick auf die Auseinandersetzung mit dem Schutzgut Boden sind. 

Im Zuge des Beteiligungsverfahrens sind dann Einwände zu erwarten, die zu Nachforderungen 

an die Vorhabensanträge und damit zu Verzögerungen der Bundesfachplanung führen können. 

 

2.2.  Betroffenheit des Schutzgutes Boden 

 • Die Betroffenheit des Schutzgutes Boden begründet sich u. a. auch darin, dass ein deut-

lich größeres Bodenvolumen durch die Erdverkabelung betroffen ist als bei Freileitungen. Ei-

ne ausschließliche flächenbezogene Beurteilung der Umweltverträglichkeit und der Raumwi-

derstände ist aus diesem Grund nicht sachgerecht und wird vom Bundesverband Boden ab-

gelehnt. Die Bundesnetzagentur sollte ermessensleitende Hilfestellungen für die Antragsteller 

formulieren, wie die Volumenbetroffenheit des Schutzguts Boden angemessen berücksichtigt 

werden kann. 

 • Besonders ausgeprägte Archivfunktionen der Böden sind als ein erheblicher Raumwider-

stand zu werten. Derartige Böden sind regelhaft von der Trassenplanung auszuschließen. 

 • Ebenfalls sind Böden mit besonders ausgeprägten natürlichen Bodenfunktionen in den 

Wasser- und Stoffkreisläufen der Natur sowie einer besonders hohen natürlichen Boden-

fruchtbarkeit als erhebliche Raumwiderstände zu werten. Diese Böden sind angesichts der 

Herausforderungen im Zuge des Klimawandels und aufgrund ihrer Bedeutung für die Produk-

tion von Nahrungsmitteln von essentieller Bedeutung. Eine Beeinträchtigung der natürlichen 

Bodenfunktionen dieser bedeutsamen Böden durch eine Erdverkabelung ist nicht hinnehm-

bar. 

 

2.3. Bewertungsgrundlagen 

Eine angemessene Berücksichtigung der natürlichen Bodenfunktionen und Bodenempfindlichkei-

ten muss bereits im Rahmen der Festlegung von Trassenkorridoren erfolgen. Der Bundesver-

band Boden sieht folgende bodenschutzfachliche Mindestanforderungen und Bewertungskrite-

rien als essentiell an: 

 Die Erfassung und Bewertung der natürlichen Bodenfunktionen und Archivfunktionen sind 

grundsätzlich vorzunehmen und müssen mit Hilfe anerkannter Methoden erfolgen. Dazu sind 

die Methoden der geologischen Dienste der Bundesländer zu verwenden. Die Verwendung 

abweichender Methoden ist fachlich nachvollziehbar zu begründen. 
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 Die Empfindlichkeiten der Böden gegenüber den zu erwartenden Vorhabenswirkungen sind 

mit fachlich validen Methoden zu erfassen und zu bewerten. Dazu sind insbesondere die 

Empfindlichkeiten gegenüber den Wirkfaktoren Verdichtungen, Erosion und bodenhydrologi-

sche Einflüsse zu betrachten. 

 Als Datengrundlage für die Bundesfachplanung sind Bodenkarten im Maßstab 1.50.000 und 

größer geeignet. Kleinermaßstäbige Bodenkarten wie die Bodenübersichtskarten im Maßstab 

1:200.000 bergen die Gefahr, dass die Raumwiderstände des Schutzgutes Bodens aufgrund 

der geringen inhaltlichen und räumlichen Auflösung nicht angemessen erfasst und bewertet 

werden, so dass kein raumverträglicher Trassenkorridor ermittelt werden kann. 

 

 

3. Gebot der Gradlinigkeit nach § 5 Abs. 2 NABEG 

Dieses Gebot geht an der Wirklichkeit vorbei und widerspricht dem Gebot der Eingriffsminimie-

rung. 

 Im dicht besiedelten Deutschland ist im Regelfall bei erdverlegten Leitungen in kurzen Ab-

ständen mit Querriegeln zu rechnen (Infrastruktur, naturschutzfachlich geschützte Flächen, 

Oberflächengewässer, Wasserschutzgebiete, Altlasten etc.), so dass das Gebot der Gradli-

nigkeit ins Leere läuft. 

 Gradlinigkeit bei Leitungsvorhaben kollidiert in vielen Fällen mit dem Gebot der Eingriffsmi-

nimierung. Besonders sensible und geschützte Landschaftsbestandteile sind nach Möglich-

keit zu umfahren. Insofern muss aus planungssystematischer Sicht die Gradlinigkeit regel-

mäßig zurückstehen. 

 

 

4. Verfahrensrechtliche Bedenken gegen den Vorrang des Erdkabels 

Aus Sicht des Bundesverbandes Boden hat das Bundesbedarfsplanungsgesetz (BBPlG) unzu-

lässig in das Vermeidungsgebot eingegriffen. Zudem hat die Bundesbehörde "Bundesnetzagen-

tur" im Rahmen ihrer Zuständigkeit die Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege zu unterstützen und ist insofern verpflichtet, zumutbare Alternativen in die 

Abwägung und Zulassung einzubeziehen, auch wenn der Gesetzgeber ggf. unpräzise oder gar 

abwägungsfehlerhafte Anforderungen vorgegeben hat. 

 

Begründung: Dem Erdkabel steht eine technisch erprobte und bewährte Alternative –die Freilei-

tung – gegenüber. Die beiden technischen Varianten sind mindestens gleichwertig zu beurteilen 

im Hinblick auf das Ziel der Übertragung elektrischer Energie. Die Freileitung kann im Hinblick 

auf den verfolgten Zweck technisch sogar überlegen sein , weil beispielsweise die Abführung der 

Wärmeemission beim Erdkabel deutlich schwieriger und derzeit nicht vollständig fachtechnisch 

geklärt ist. Daraus kann der Schluss gezogen werden, dass zum Erdkabel zumindest eine 

gleichwertige technische Lösung zur Übertragung zur Verfügung steht. 

 

Hieraus stellt sich aus Sicht des Bundesverbandes Boden die rechtliche Frage, ob ein Fachge-

setz überhaupt per se eine zumindest gleichwertige technische Lösung ausschließen darf, wenn 

deren Umweltverträglichkeit nicht generell als vorzüglich einzustufen ist.  
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Die Umweltverträglichkeit des Erdkabels ist im Vergleich zur Freileitung nicht generell als vorzüg-

licher zu bewerten. Dazu fehlen fachlich abschließende und für die unterschiedlichen Fallkonstel-

lationen der Bodenlandschaften Deutschlands differenzierte Bewertungen der Umweltverträg-

lichkeit. Angesichts dieses Wissensdefizites ist zu konstatiert, das der Vorrang des Erdkabels 

durch das BBPlG als Fachrecht gegen das Vermeidungsgebot des deutschen Umweltschutz-

rechts verstößt. Danach sind erhebliche Beeinträchtigungen z. B. nach § 13 BNatSchG von Na-

tur und Landschaft vom Verursacher vorrangig zu vermeiden.  

 

Nach § 15 BNatSchG sind vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unter-

lassen. Es wird konkretisiert, dass Beeinträchtigungen als vermeidbar gelten, wenn zumutbare 

Alternativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder mit geringeren 

Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu erreichen, gegeben sind. Dies trifft zweifelsfrei 

für das Ziel des Ferntransportes von Strom zu; neben dem Erdkabel stehen Freileitungen als 

zumindest gleichwertige technische und zumutbare Alternative zur Verfügung. Weiterhin sind 

Naturgüter wie der Boden, die sich nicht erneuern, sparsam und schonend zu nutzen (§ 1 

BNatSchG). 

 

Eine umfassende und abschließende Bewertung der Umweltverträglichkeit der beiden techni-

schen Varianten Erdkabel und Freileitung unter Berücksichtigung unterschiedlicher Standortbe-

dingungen liegt derzeit nicht vor. Insbesondere ist die Betroffenheit des Schutzgutes Boden bei 

den beiden Varianten nicht abschließend beurteilt worden. Die jeweilige Eingriffsschwere in un-

terschiedlichen Bodenlandschaften mit kontrastierenden Bodeneigenschaften wie insbesondere 

Feinbodenarten, Grobbodenanteilen, Gründigkeiten, Vernässungen durch Grund- und Stauwas-

ser sowie Humusgehalten ist aktuell nicht bekannt. 

 

Insofern ist rechtlich zu konstatieren, dass das Fachrecht BBPlG mit seiner Vorrangregelung für 

Erdkabel das Abwägungsgebot, ob vermeidbare Beeinträchtigungen abgewendet werden kön-

nen, weil es zumutbare Alternativen – namentlich Freileitungen – gibt, unverhältnismäßig einge-

schränkt hat. Hieraus ergeben sich Verfahrensunsicherheiten, die letztendlich zu einer Ausei-

nandersetzung vor Verwaltungsgerichten führen können. 

 

Um der Verfahrensunsicherheit, die sich aus der Verletzung des Abwägungs- und Vermeidungs-

gebotes durch den Vorrang des Erdkabels nach BBPlG ergibt, entgegenzuwirken, empfiehlt der 

Bundesverband Boden, dass die Bundesnetzagentur im Rahmen ihrer Zuständigkeit die Verwirk-

lichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege unterstützt, indem der Interpreta-

tionsspielraum der Ausnahmen nach § 3 Absatz 2 BBPlG fachlich aufgefüllt wird.  

 

Nach § 3 Absatz 2 Nr. 2 BBPlG können Leitungen als Freileitungen errichtet und betrieben wer-

den, soweit ein Erdkabel nach § 34 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes unzulässig wäre 

und mit dem Einsatz einer Freileitung eine zumutbare Alternative im Sinne des § 34 Absatz 3 

Nummer 2 des Bundesnaturschutzgesetzes gegeben ist. Eine besonders ausgeprägte Betrof-

fenheit des Schutzgutes Boden mit einem erheblichen Schädigungspotenzial für die Bodenfunk-

tionen im Naturhaushalt kann eine insgesamt umweltverträglichere Lösung als Freileitung im 

Vergleich zu einem Erdkabel begründen. Dieser Tatbestand ist als Ausnahme im Sinne des § 3 

Absatz 2 Nr. 2 BBPlG zu verstehen.  
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Um den Ausnahmetatbestand im Sinne des § 3 Absatz 2 Nr. 2 BBPlG überhaupt beurteilen zu 

können, bedarf es einer regelmäßigen Bewertung der technische Alternativen für den angestreb-

ten Zweck des Ferntransportes von Strom. Insofern sollte die Bundesnetzagentur in ihrem Posi-

tionspapier zur Bundesfachplanung bzw. zum Vorrang des Erdkabels deutlich machen, dass zur 

Vermeidung eines Abwägungs- und Planungsfehlers die Umweltverträglichkeit des Erdkabels 

regelhaft im Vergleich zu einer alternativen Freileitung zu erfassen und zu bewerten ist. Dazu 

sind fachliche Leitplanken von der Bundesnetzagentur zu formulieren, damit die Vorhabensträger 

zielgerichtet ausgewogene und zulassungsreife Antragsunterlagen erstellen können. 

 

 

Der Bundesverband Boden steht für fachliche Fragen gerne zur Verfügung. 

 

 

 

 

 

Bad Essen, 16. März 2016 

 

 

 

Prof. Dr. Dr. Berndt-Michael Wilke, 

Präsident des Bundesverbandes Boden 


